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Tagung des Schul-, Sozial-, Kultur- und Sportaus-
schusses 
 
Die nächste Tagung des Schul-, Sozial-, Kultur- und 
Sportausschusses  
 
findet am 
 
Dienstag, dem 22. Juni 2010, um 17.00 Uhr,  
im Rathaus der Stadt Haldensleben, Markt 22, 
kleiner Beratungsraum, Zi. 123 
 
statt. 
 
Tagesordnung: 
Öffentlicher Teil: 
1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungs-

mäßigkeit der Einladung und der Beschlussfähigkeit 
2. Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststel-

lung der Tagesordnung 
3. Evtl. Einwendungen gegen den öffentlichen Teil der 

Niederschrift über die Tagung vom 01.06.2010 
4. Stand der Vorbereitung des Leichtathletikmeetings 

am 22. August 2010 im Haldensleber Waldstadion  
5. Einführung einer Feuerwehrrente  
6. Förderanträge 
7. Mitteilungen 
8. Anfragen und Anregungen 
 
Nichtöffentlicher Teil: 
9. Evtl. Einwendungen gegen den nichtöffentlichen 

Teil der Niederschrift über die Tagung vom 
01.06.2010 

10. Mitteilungen 
11. Anfragen und Anregungen 

 
 
 
 
 

Dr. Koch  
Ausschussvorsitzender 

Stadt Haldensleben   , den 10.06.2010 
- 101 - 
 

Hinweisbekanntmachung 
 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Fors-
ten Mitte – Außenstelle Wanzleben – hat der Stadt Hal-
densleben in der Angelegenheit  
 

„Flurbereinigung Colbitz BAB A14“ 
 
folgende Beschlüsse zur Bekanntmachung übergeben:  
 

1. Flurbereinigungsbeschluss des Landesverwal-
tungsamtes vom 29.12.2006 zur Anordnung der 
„Flurbereinigung Colbitz BAB A14 „ 

2. Änderungsanordnung des Amtes für Landwirt-
schaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte, Au-
ßenstelle Wanzleben vom 02.05.2007 der 
„Flurbereinigung Colbitz BAB A14“ 

3. Änderungsbeschluss Nr. 2 des Landesverwal-
tungsamtes vom 13.08.2009 zur Fortführung der 
„Flurbereinigung Colbitz BAB A14“ 

4. Feststellung der Wertermittlungsergebnisse des 
Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und 
Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben vom 
29.09.2009 der „Flurbereinigung Colbitz BAB 
A14“ 

 
Die Unterlagen können in der Zeit vom 21. Juni bis 05. 
Juli 2010 in der 
 

Stadtverwaltung Haldensleben 
- Im Bürgerbüro - 
Markt 20-22 
39340 Haldensleben 

 
ab dem 21. Juni 2010 zu den Sprechzeiten des Bürger-
büros eingesehen werden.  
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Stadt Haldensleben         Haldensleben, d. 11. Juni 2010 
Der Bürgermeister 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
 
Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat im öffentlichen Teil seiner Sitzung am Donnerstag, dem 10. Juni 2010 
folgende Beschlüsse gefasst: 
 
 
1. Änderung der Hauptsatzung § 7, Abs. 3 und § 19 – Berufung von sachkundigen Einwohnern mit beratender 

Stimme für die beratenden Ausschüsse und Zahlung eines Sitzungsgeldes für die sachkundigen Einwohner 
2. Neufassung der Satzung der Stadt Haldensleben über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wir-

kungskreis – Verwaltungskostensatzung 
3. Einführung eines elektronischen Sitzungsdienstes in der Stadt Haldensleben 
4. 6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren durch die Stadt Haldensle-

ben (Friedhofsgebührensatzung) vom 14.12.2000 
5. Verordnung zur Aufhebung der Verordnung betreffend die Abwehr von Gefahren durch Alkoholkonsum in der 

Öffentlichkeit 
6. Behandlung der Anregungen und Beschluss zur Feststellung der 14. Änderung des wirksamen Flächen-

nutzungsplanes (FNP) im Bereich des Bebauungsplanes Südhafen II, Haldensleben 
7. Beschluss zur öffentlichen Auslage und zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-

ge der 15. Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich "Schloss Detzel“, Gemarkung Satuelle 
8. Beschluss zur öffentlichen Auslage und zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-

ge des Entwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Schloss Detzel“, Satuelle 
9. Kreditaufnahme der SALEG GmbH als Treuhänder für den Lückenwohnungsbau Bülstringer Straße als  

I. Bauabschnitt für ein geplantes Mehrgenerationenhaus  
10. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Haldensleben für das Haushaltsjahr 2010 
 
 
Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat in seiner Sitzung am Donnerstag, dem 10. Juni 2010 im  
nichtöffentlichen Teil folgenden Beschluss gefasst: 
 
 
11. Verkauf von Grund und Boden der Flurstücke 563/9 und 563/10 der Flur 4, der Gemarkung Haldensleben in 

der Größe von insgesamt 3.193 qm sowie Bestellung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit an dem 
Flurstück 563/9 der Flur 4 von Haldensleben 
 

 
 
 
 
 
 
 
E i c h l e r  
Bürgermeister 
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Verordnung zur Aufhebung der Gefahrenabwehrverordnung betreffend die Abwehr von Gefah-

ren durch Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit 
 
Auf der Grundlage der §§ 1 und 94 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt (SOG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2003 (GVBl. LSA 2003, 
S. 214), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.04.2010 (GVBl. LSA 2010, S. 192) hat der Stadtrat der Stadt 
Haldensleben in seiner Sitzung am 10.06.2010 folgende Verordnung für das Gebiet der Stadt Haldensleben 
beschlossen: 
 
Artikel I: 
 
Die Gefahrenabwehrverordnung betreffend die Abwehr von Gefahren durch Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit 
vom 03.12.2009 wird aufgehoben. 
 
Artikel II: 
 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 
 
 
 
Haldensleben, den 10.06.2010 
 
 
 
 
 
 
Eichler 
Bürgermeister 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Verordnung zur Aufhebung der Gefahrenabwehrverordnung betreffend die Abwehr von Gefahren durch 
Alkoholkonsum in der Öffentlichkeit wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt gemäß § 6 Abs. 4 GO LSA gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Haldensleben, den 14.06.2010 
 
 
 
 
 
Eichler 
Bürgermeister 
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Stadt Haldensleben 
Der Bürgermeister 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Feststellungsbeschluss der 14. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes (FNP) der Stadt Hal-
densleben im Bereich „Südhafen II“ 
 
Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat in seiner öffentlichen Sitzung am 10.06.2010 die im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren nach den §§ 2, 3 und 4 Baugesetzbuch (BauGB) vorgebrachten Anregungen und Hinweise ge-
mäß § 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. Der Abwägungsvorschlag wurde 
gebilligt. 
 
Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat den Feststellungsbeschluss (Beschluss-Nr. 82-9.(V)/2010) zur 14. Ände-
rung des wirksamen FNP der Stadt Haldensleben gefasst. 
 

Der Änderungsbereich ergibt sich aus dem ange-
führten Kartenausschnitt. 
(wirksamer Flächennutzungsplan mit Darstellung 
des Änderungsbereiches) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Bürgermeister wurde durch den Stadtrat beauftragt, die 14. Änderung des wirksamen FNP bei der höheren 
Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen sowie die Erteilung der Genehmigung ortsüblich bekannt zu 
geben. 
 
Die Durchführung des 14. Änderungsverfahrens des wirksamen FNP der Stadt Haldensleben beinhaltet nachfol-
gende Änderung: 
 

- Im Änderungsbereich werden die bisher dargestellten Flächen: Gemischte Baufläche, Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Naturnahe Eingrünung, Sondergebiet Hafen sowie Fläche für Ver- und Entsorgung 
(hier: Heizkraftwerk) zukünftig als Gemischte Baufläche, Gewerbefläche und Grünfläche dargestellt. 

 
Anmerkung: 
Bebauungspläne müssen aus dem wirksamen Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 BauGB entwickelt sein. Um 
entsprechend der städteplanerischen Ziele der Stadt Haldensleben die Voraussetzungen für die Ausarbeitung 
des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Südhafen II“ zu schaffen, wurde im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 
BauGB das 14. Änderungsverfahren des wirksamen FNP der Stadt Haldensleben durchgeführt. 
 

Haldensleben, 14.06.2010 
 
 
 
 
E I C H L E R  
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Stadt Haldensleben 
Der Bürgermeister 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Bebauungsplan "Gewerbegebiet Südhafen II", Haldensleben  
Erneute Öffentliche Auslegung des Entwurfes gemäß § 4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Planentwurf des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Südhafen II“, Haldensleben einschließlich Begründung 
sowie die wesentlichen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
lagen vom 22.03.2010 bis einschließlich 21.04.2010 (Auslegungsfrist) im Bürgerbüro der Stadt Haldensleben, 
Markt 20, während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Parallel wurden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt.  
 
Die Obere sowie die Untere Immissionsschutzbehörde forderten in ihren Stellungnahmen eine Überarbeitung 
des Schallgutachtens.  
Das Schallgutachten wurde daraufhin überarbeitet. Daraus resultierend wurden die Festsetzungen zum immissi-
onswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (Emissionskontingent) geändert.  
Aufgrund dieser wesentlichen Änderung der Festsetzungen ist eine erneute Auslage gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
durchzuführen.  
 
Der Bebauungsplan einschließlich Begründung sowie das geänderte Schallgutachten werden  
 

vom 28.06. bis einschließlich 12.07.2010 (Auslegungsfrist) 
 

im Bürgerbüro der Stadt Haldensleben, Markt 20, während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich 
ausgelegt. 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich 
aus folgender Darstellung: 
 
Über den Inhalt der Entwürfe wird auf Verlangen Auskunft 
im Bauamt, Abteilung Stadtplanung/SG Umwelt während 
der Sprechzeiten/Öffnungszeiten  
Dienstag 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr 
Mittwoch 9.00 bis 12.00 Uhr 
Donnerstag 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr 
erteilt. Anfragen können auch per Email erfolgen an:  
Petra.Albrecht@Haldensleben.de 
 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Anre-

gungen zum Planentwurf schriftlich oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. Es wird gem. § 4a Abs. 
3 Satz 2 BauGB bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu den Änderungen abgegeben werden können. Nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben. Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahme mitgeteilt wird, ist die Anschrift des 
Verfassers anzugeben. 
 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen diesen Bebauungsplan ist 
unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser 
öffentlichen Auslegung nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Haldensleben, 14.06.2010 
 
 
 
 
E I C H L E R 
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Stadt Haldensleben 
Der Bürgermeister 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Öffentliche Auslegung des Entwurfes der 15. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes im Be-
reich „Schloss Detzel“, Haldensleben, Ortsteil Satuelle nach § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat in öffentlicher Sitzung am 10.06.2010 den Entwurf der 15. Änderung des 
wirksamen Flächennutzungsplanes im Bereich „Schloss Detzel“, Haldensleben, Ortsteil Satuelle, einschließlich 
der Begründung gebilligt und beschlossen (Beschluss-Nr. 83-9.(V)/2010), diesen nach  
§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen. 
 

Der Planbereich ergibt sich aus dem angeführten Kartenaus-
schnitt. 
(wirksamer Flächennutzungsplan mit Darstellung des Ände-
rungsbereiches) 
 
 
 
Der Entwurf der 15. Änderung einschließlich Begründung so-
wie die wesentlichen Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB werden  
 

vom 28.06.2010 bis einschließlich zum 27.07.2010 
(Auslegungsfrist) 

 
im Bürgerbüro der Stadt Haldensleben, Markt 20, während der 
Öffnungszeiten des Bürgerbüros zu jedermanns Einsicht öf-
fentlich ausgelegt.  
 
Über den Inhalt der Entwürfe wird auf Verlangen Auskunft im 
Bauamt, Abteilung Stadtplanung/SG Umwelt während der 
Sprechzeiten/Öffnungszeiten  
Dienstag 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr 
Mittwoch 9.00 bis 12.00 Uhr 
Donnerstag 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr 
erteilt. Anfragen können auch per Email erfolgen an:  
Petra.Albrecht@Haldensleben.de 
 
 
 

Es liegen folgende Arten umweltbezogener Informationen vor: Umweltbericht (Teil B der Begründung). 
 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Anregungen zum Planentwurf schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahme 
mitgeteilt wird, ist die Anschrift des Verfassers anzugeben. 
 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen diesen Bebauungsplan ist 
unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser 
öffentlichen Auslegung nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 

Haldensleben, 14.06.2010 
 
 
 
E I C H L E R 
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Stadt Haldensleben 
Der Bürgermeister 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Öffentliche Auslegung des Entwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Schloss Detzel“, Hal-
densleben, Ortsteil Satuelle nach § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat in öffentlicher Sitzung am 10.06.2010 den Entwurf des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes „Schloss Detzel“, Haldensleben, Ortsteil Satuelle, einschließlich der Begründung gebil-
ligt und beschlossen (Beschluss-Nr. 84-9.(V)/2010), diesen nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich 
auszulegen. 

 
Der Planbereich ergibt sich aus dem angeführten 
Kartenausschnitt. 
 
Der Planentwurf des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes einschließlich Begründung, der Vorha-
ben- und Erschließungsplan sowie die wesentlichen 
Stellungnahmen aus der frühzeitigen Behördenbetei-
ligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB werden  
 
vom 28.06.2010 bis einschließlich zum 27.07.2010 

(Auslegungsfrist) 
 

im Bürgerbüro der Stadt Haldensleben, Markt 20, 
während der Öffnungszeiten des Bürgerbüros zu je-
dermanns Einsicht öffentlich ausgelegt.  
 
Über den Inhalt der Entwürfe wird auf Verlangen 
Auskunft im Bauamt, Abteilung Stadtplanung/SG 
Umwelt während der Sprechzeiten/Öffnungszeiten  
 

Dienstag 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr 
Mittwoch 9.00 bis 12.00 Uhr 
Donnerstag 9.00 – 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr 

erteilt. Anfragen können auch per Email erfolgen an: Petra.Albrecht@Haldensleben.de 
 
Es liegen folgende Arten umweltbezogener Informationen vor: 

- Umweltbericht (Teil B der Begründung), 
- Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen. 

 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Anregungen zum Planentwurf schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahme 
mitgeteilt wird, ist die Anschrift des Verfassers anzugeben. 
 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen diesen Bebauungsplan ist 
unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen dieser 
öffentlichen Auslegung nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Haldensleben, 14.06.2010 
 
 
 
E I C H L E R 
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Stadt Haldensleben 
- Der Bürgermeister - 

6. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 

durch die Stadt Haldensleben (Friedhofsgebührensatzung) vom 14.12.2000 
 

Auf der Grundlage der §§ 3, 4, 6 und 44 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 
10.08.2009 (GVBl. LSA 2009, S. 383), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2010 
(GVBl. LSA 2010, S. 190) und § 2 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes KGA in der Fassung der Bekannt-
machung v. 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA 1996, S. 405), zuletzt geändert durch Artikel II des Gesetzes vom 
17. Dezember 2008 (GVBl. 2008, S 452) in der jeweils gültigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt Haldensle-
ben in seiner Sitzung am 10.06.2010 folgende 6. Satzung zur Änderung der Friedhofsgebührensatzung  für 
den Städtischen Friedhof Haldensleben sowie für die Friedhöfe der Ortsteile Satuelle, Hundisburg und Wedrin-
gen (nur die Friedhofskapelle betreffend) beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Der § 1 Gebühren wird durch Punkt 5 Gemeinschaftsgrabstätten  ergänzt: 
 

5. Gemeinschaftsgrabstätten             Euro 
 

5.1. Beisetzung auf teilanonymer Urnengemeinschaftsanlage  
5.1.1. mit Liegeplatte 510,00 
5.1.2. mit Grabstein u. eingelassenen Platten 675,00 
5.2.       Beisetzung auf Gemeinschaftsgrabstätte (Erdbestattung) 1020,00 
5.3.       Beisetzung auf  anonymer Urnengemeinschaftsanlage 
5.3.1. Ortsteil Satuelle  400,00 
5.3.2. Ortsteil Hundisburg 400,00 
 

Artikel 2 
 

Die 6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren durch die Stadt Haldens-
leben tritt rückwirkend zum 01.01.2010 in Kraft. 
 

Haldensleben, den 10.06.2010 
 
 
 
Eichler 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsordnung 
 

Die 6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren durch die Stadt Haldens-
leben (Friedhofsgebührensatzung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Sachsen-Anhalt gemäß § 6 Abs. 4 GO LSA gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn , 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet. 
 

oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor 
    schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Haldensleben, den 14.06.2010 
 
 
 

Eichler  
Bürgermeister 
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Satzung der Stadt Haldensleben  
über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis 

(Verwaltungskostensatzung)  
 
 

Aufgrund der §§ 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 10.08.2009 
(GVBl. LSA 2009, S. 383), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2010 (GVBl. LSA 2010, S. 
190) und aufgrund der §§ 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA, S. 406), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 17.12.2008 (GVBl. LSA, S. 452) hat der Stadtrat der Stadt Haldensleben in seiner Sitzung am 
10. Juni 2010 folgende Verwaltungskostensatzung beschlossen: 

 
 
§ 1  

Allgemeines  
 
(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten – im nachfolgenden Verwaltungstätigkeiten – im 

eigenen Wirkungskreis der Stadt Haldensleben werden nach dieser Satzung Gebühren und Auslagen – im 
nachfolgenden Kosten – erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass gegeben haben. Verwaltungstätigkei-
ten sind auch Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe.  

 
(2) Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerich-

teter Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenom-
men wird.  

 
(3) Die Erhebung der Kosten aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt.  
 
 

§ 2  
Höhe der Kosten - Kostentarif  

 
(1) Die Höhe der Kosten bemisst sich nach dem Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
 
(2) Auslagen nach § 6 werden grundsätzlich in der Höhe erhoben, in der sie tatsächlich entstanden sind; in 

den Fällen des § 6 Abs. 2 Nr. 8 ist die Höhe der Auslagen an Hand des Kostentarifs, der Bestandteil dieser 
Satzung ist, zu ermitteln.  

 
 

§ 3  
Bemessungsgrundlage  

 
(1) Ist für den Ansatz von Gebühren durch den Kostentarif ein Rahmen (Mindest- und Höchstsätze) bestimmt, 

so sind bei der Festsetzung der Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Gegens-
tandes zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder die Bedeutung der Verwaltungstätigkeit für 
den Gebührenschuldner zu berücksichtigen 
 
Maßstab für die Bestimmung der Höhe der Gebühren für Dienstleistungen im Sinne der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 über die Dienstleistungen im 
Binnenmarkt (ALB.EU NR. 11373 S. 36) ist abweichend von Abs. 1 ausschließlich der Verwaltungsauf-
wand. 
 

(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebeneinander vorgenommen, so ist für jede 
Verwaltungstätigkeit eine Gebühr zu erheben.  

 
(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit  

a) ganz oder teilweise abgelehnt, 
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b) zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist, 
 
so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt werden.  

 
(4) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht er auf unverschuldeter Unkenntnis, so kann 

die Gebühr außer Ansatz bleiben.  
 
(5) Wird eine zunächst abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin vorgenommen, so wird die 

für die Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet.  
 
 

§ 4  
Rechtsbehelfsgebühren  

 
(1) Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Gebühr für die Entscheidung über den Rechtsbehelf 

das Eineinhalbfache der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung anzusetzen war, mindestens je-
doch 10,00 EURO. War für die angefochtene Entscheidung keine Gebühr anzusetzen, beträgt die Gebühr 
für die Entscheidung über den Rechtsbehelf 10 – 500 €. 
 

 
(2) Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben, so ermäßigt sich die aus Absatz 1 ergebende Gebühr nach 

dem Umfang der Zurückweisung, im Falle der Rücknahme auf höchstens 25. v. H. 
 
(3) Wird der Rechtsbehelfsbescheid ganz oder teilweise aufgehoben oder zurückgenommen, so sind die ge-

zahlten Rechtsbehelfskosten ganz oder teilweise zu erstatten, es sei denn, dass die Aufhebung allein auf 
unrichtigen oder unvollständigen Angaben desjenigen beruht, der den Rechtsbehelf eingelegt hat.  

 
 

§ 5  
Gebührenbefreiung  

 
(1) Gebühren werden nicht erhoben für  
 

1. Beglaubigungen, Bescheinigungen, Ausweise und Zeugnisse in folgenden Angelegenheiten:  
 

a) Arbeits- und Dienstleistungssachen,  

b) Besuch der allgemein- und berufsbildenden Schulen, Hochschulen und anderen Lehranstalten,  

c) Nachweise der Bedürftigkeit,  

d) Sozialversicherungssachen, Sozialhilfe- und Jugendhilfesachen,  

e) Vertriebenen- und Flüchtlingshilfesachen,  

f) Zahlung von Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern, Krankengeldern, Unterstützungen und 
dergleichen aus öffentlichen und privaten Kassen.  

 
2. Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung, die Niederschlagung oder den Erlass von Verwaltungskosten 

betreffen.  
 
3. Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen für die Vergabe öffentlicher Aufträge.  
 
4. Verwaltungstätigkeiten, zu denen  
 
a) in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde im Lande, eine Behörde des Bundes oder die 
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Behörde eines anderen Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn, dass die Gebühr einem Drit-
ten zur Last zu legen ist,  

 
b) Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts ein-
schließlich ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen zur Durchführung von Zwe-
cken im Sinne des § 54 der Abgabenordnung Anlass gegeben haben, es sei denn, dass die Gebühr 
einem Dritten zur Last zu legen ist.  
 

5. mündliche Auskünfte, soweit damit kein erheblicher Zeitaufwand verbunden ist,  
 
6. Maßnahmen der Amtshilfe.  

 
(2) Von der Erhebung einer Gebühr kann außer den in Absatz 1 genannten Fällen ganz oder teilweise abgese-

hen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht.  
 
(3) Die Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über Rechtsbehelfe nicht angewendet.  
 
 

§ 6  
Auslagen  

 
(1) Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer Amtshandlung und sonstigen Verwaltungstätig-

keiten Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der Gebühr abgegolten sind, so hat der Kostenschuldner 
sie zu erstatten; dies gilt auch, wenn eine Gebühr nicht zu entrichten ist. Auslagen hat der Kostenschuld-
ner auch dann zu erstatten, wenn sie bei einer anderen am Verfahren beteiligten Behörde entstanden sind.  

 
(2) Als Auslagen werden insbesondere erhoben:  

1. die Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die Ladung von Zeugen und Sach-
verständigen; wird durch Bedienstete der Behörde zugestellt, so werden die für die Zustellungen 
durch die Post mit Zustellungsurkunde entstehenden Postgebühren erhoben.  

2. die Fernsprechgebühren im Fernverkehr sowie die Telegrafen- und Fernschreibgebühren,  

3. die Kosten öffentlicher Bekanntmachungen,  

4. die Entschädigungen für Zeugen und Sachverständige,  

5. die bei Dienstgeschäften entstehenden Reisekosten,  

6. die Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tätigkeit zu zahlen sind,  

7. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen,  

8. Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durchschriften, Auszüge, Kosten für 
Fotokopien, Lichtpausen und Vervielfältigungen nach den im Kostentarif vorgesehenen Sätzen.  

 
(3) Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und beim Verkehr der Gebietskörperschaften (einschließlich 

Verwaltungsgemeinschaften) im Lande untereinander werden Auslagen nur erhoben, wenn sie im Einzel-
fall den Betrag von 25,00 EURO übersteigen.  

 
 

§ 7  
Kostenschuldner  

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 1. wer zu einer Verwaltungstätigkeit Anlass gegeben hat, 2. wer die 

Kosten durch eine der Stadt gegenüber abgegebene oder ihr mitgeteilte Erklärung übernommen hat, 3. 
wer für die Kostenschuld eines anderen Kraft Gesetzes haftet.  

 
(2) Kostenschuldner nach § 4 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt hat.  
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(3) Mehre Kostenschuldner sind Gesamtschuldner.  
 
 

§ 8  
Entstehung der Kostenschuld  

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder mit der Rücknahme des 

Antrages.  
 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.  

 
 

§ 9 
Fälligkeit der Kostenschuld  

 
(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht 

die Behörde einen späteren Zeitpunkt bestimmt.  
 
(2) Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten können von der vorherigen Zahlung der Kosten oder 

von der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. 
Soweit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist er zu erstatten.  

 
 

§ 10  
Billigkeitsmaßnahmen  

 
Ansprüche aus dem Abgabenschuldverhältnis können entsprechend § 13 a KAG-LSA ganz oder teilweise ge-
stundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfal-
les unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  
 
 

§ 11  
 

Anwendungen des sachsen-anhaltinischen Verwaltungskostengesetzes  
 

Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 4 Abs. 4 KAG-LSA die Vorschriften des Verwal-
tungskostengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt sinngemäß Anwendung.  
 
 

§ 12 
Inkrafttreten  

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Haldensleben über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen 

Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) vom 23.09.1993 einschließlich der 1. - 6. Änderung außer Kraft.  
 
Haldensleben, d. 10.06.2010  
 
 
 
 
 
E i c h l e r  
Bürgermeister 
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Kos t en t a r i f  z u r  V e rw a l t u ng sko s t en s a t z ung  ( §  2 )  
 

der Stadt Haldensleben vom 10.06.2010 
 
Gebühren (§ 3 der Verwaltungskostensatzung) und Pauschbeträge für Auslagen (§ 6 Abs. 2 Nr. 8 der Verwal-
tungskostensatzung) 
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Anmerkungen 
 
 
1) Anmerkungen zu lfd. Nr. 2.1 und 2.2: 
 
Die Spanne trägt den durch Konstruktion und Einsatzmöglichkeit der Geräte bedingten Unterschieden in der 
Höhe des Aufwandes Rechnung. Maßgebend für die Höhe des Pauschbetrages oder der Gebühr im Einzelfall 
sind Typ und Ausnutzungsgrad des Gerätes. 
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2) Anmerkung zu lfd. Nr. 11.7: 
 

1. Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Nachforschung ergeben hat, dass der in Frage stehende Be-
trag dem Empfänger nicht gutgeschrieben bzw. nicht an ihn ausgezahlt worden ist.  

2. Der Betrag , der von der Stadtkasse für die Nachforschung an das kontoführende Kreditinstitut zu zah-
len ist, ist in der Gebühr nicht enthalten und deshalb gesondert als Auslage zu erheben.  

 
3) Anmerkung zu lfd. Nr. 13.2: 
 
Die Erteilung eines Negativzeugnisses nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB ist eine Amtshandlung. Im Hinblick auf 
die Bindung des grundbuchrechtlichen Vollzuges jeder Auflassung an die Vorlage eines solchen Zeugnisses 
liegt seine Erteilung insoweit im öffentlichen Interesse. Trotzdem ist die Erhebung von Kosten nicht nach § 4 
Abs. 2 KAG LSA ausgeschlossen, weil nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB das Zeugnis nur auf Antrag erteilt wird. 
Erhebt eine Gemeinde Gebühren für die Erteilung eines Negativzeugnisses muss sie berücksichtigen, dass nur 
für die Zeugniserteilung selbst Kosten erhoben werden können. Die Prüfung, ob ein Vorkaufsrecht besteht und 
ob es ausgeübt werden soll, hat die Gemeinde dagegen nach Mitteilung des jeweiligen Kaufvertrages überwie-
gend im öffentlichen Interesse von Amtswegen durchzuführen. 

 
 
 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung der Stadt Haldensleben über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis 
(Verwaltungskostensatzung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt gemäß § 6 Abs. 4 GO LSA gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Haldensleben, den 15.06.2010 
 
 
 
 
 
 
Eichler  
Bürgermeister 
 

 


